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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Hauke Finger, Kay Gottschalk, Iris 
Nieland, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
– Drucksache 21/8103 –

Aufwendungen des Bundes im Zusammenhang mit Artikel 120 des 
Grundgesetzes, Stationierung ausländischer Streitkräfte und fortbestehenden 
Verteidigungsfolgekosten

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Mitgliedschaft in der NATO ist eine zentrale Säule und die unverzichtbare 
Rückversicherung für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland. 
Deutschland kommt seinen vertraglich vereinbarten Bündnisverpflichtungen 
vollumfänglich nach. Die in Deutschland stationierten Streitkräfte unserer 
Verbündeten leisten einen wichtigen Beitrag zur gemeinsamen Sicherheit. Zu-
dem stellen die ausländischen Truppen und ihre Stützpunkte in vielen Regio-
nen, wie beispielsweise in Rheinland-Pfalz, einen bedeutenden Wirtschafts-
faktor sowie einen regionalen Investor dar.

Unbeschadet dieses Bekenntnisses zur transatlantischen Partnerschaft und zur 
militärischen Bündnisintegration obliegt es dem Parlament, im Rahmen seines 
Haushalts- und Kontrollrechts Transparenz über die finanziellen Aufwendun-
gen des Bundes zu erlangen. Zudem bedürfen historische Verfassungsnormen 
einer regelmäßigen Überprüfung auf ihre heutige Relevanz im Kontext der be-
stehenden Partnerschaften.

Artikel 120 Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes (GG) bestimmt, dass der Bund 
die Aufwendungen für Besatzungskosten und die sonstigen inneren und äuße-
ren Kriegsfolgelasten nach näherer Bestimmung durch Bundesgesetze trägt. 
Nach überwiegender rechtswissenschaftlicher Auffassung sowie nach Aus-
kunft des Bundesministeriums der Finanzen sind Besatzungskosten im techni-
schen Sinne des Artikels 120 GG seit dem Inkrafttreten des Deutschlandver-
trages am 5. Mai 1955 nicht mehr angefallen (vgl. www.auswaertiges-amt.de/
de/aussenpolitik/regelbasierte-internationale-ordnung/voelkerrecht-internation
ales-recht/truppenstationierungsrecht-217066). Mit dem Ende des Besatzungs-
regimes tragen die in Deutschland stationierten ausländischen Streitkräfte ihre 
Kosten grundsätzlich selbst. Dies ergibt sich aus dem NATO-Truppenstatut 
vom 19. Juni 1951 sowie dem Zusatzabkommen vom 3. August 1959 (vgl. 
www.gesetze-im-internet.de/natotrstatvtrg/BJNR211839961.html).

Gleichwohl trägt die Bundesrepublik Deutschland Aufwendungen, die mit der 
Anwesenheit verbündeter Streitkräfte auf deutschem Boden verbunden sind. 
So entstehen dem Bund Kosten unter dem Titel der sogenannten Verteidi-
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gungsfolgekosten sowie für Baumaßnahmen an Liegenschaften, die den Streit-
kräften zur Verfügung gestellt werden. Laut der Antwort der Bundesregierung 
auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 20/10947 in Verbindung 
mit der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestags-
drucksache 20/7303 betrugen diese Kosten allein im Jahr 2022 rund 131 Mio. 
Euro. Den NATO-Streitkräften wurden 819 Liegenschaften mit einer Gesamt-
fläche von rund 59 700 Hektar überlassen. Hinzu kommen steuerrechtliche 
Regelungen auf Grundlage des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut 
(vgl. www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schrei
ben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2026-01-02-ust-verguenstigungen-nato-truppen
statut.html).

Die Fragesteller möchten vor diesem Hintergrund Klarheit über die Art und 
den Umfang der Aufwendungen des Bundes im Zusammenhang mit der Sta-
tionierung alliierter Streitkräfte gewinnen.

 1. Wie hoch waren die Ausgaben des Bundes für Besatzungskosten gemäß 
Artikel 120 Absatz 1 Satz 1 GG in den Jahren 1949 bis 5. Mai 1955, und 
für welche konkreten Leistungen, Sachgüter und Infrastrukturmaß-
nahmen wurden diese Mittel aufgewendet (bitte nach Haushaltsjahren 
und beteiligten Staaten aufschlüsseln)?

 2. Auf welche Gesamtsumme belaufen sich die Besatzungskosten gemäß 
Artikel 120 GG im Zeitraum von 1949 bis zum 5. Mai 1955?

Die Fragen 1 und 2 werden gemeinsam beantwortet.
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts steht das parla-
mentarische Informationsrecht unter dem Vorbehalt der Zumutbarkeit (siehe 
Urteil vom 7. November 2017, 2 BvE 2/11, Rz. 249). Die Bundesregierung teilt 
alle Informationen mit, über die sie verfügt oder die sie mit zumutbarem Auf-
wand beschaffen kann. Die Beantwortung der Fragen 1 und 2 ist mit zumutba-
rem Aufwand nicht leistbar. Die erfragten Informationen seit 1949 bis 5. Mai 
1955 sind nicht automatisiert abrufbar, sondern müssten händisch in umfassen-
den (Papier-)Aktenrecherchen in einer Vielzahl von Verwaltungsvorgängen er-
mittelt werden. Dies würden die Ressourcen in den entsprechenden Arbeitsein-
heiten für einen nicht absehbaren Zeitraum vollständig beanspruchen und somit 
die Erledigung der Fachaufgaben gefährden.

 3. Kann die Bundesregierung bestätigen, dass nach dem Inkrafttreten des 
Deutschlandvertrages am 5. Mai 1955 keine Besatzungskosten im Sinne 
des Artikels 120 Absatz 1 Satz 1 GG mehr entstanden sind, und wenn 
nein, für welche Zeiträume und welche konkreten Leistungen, Sachgüter 
und Infrastrukturmaßnahmen wurden nach dem 5. Mai 1955 noch Mittel 
verausgabt (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

Mit dem Inkrafttreten des Vertrages über die Beziehungen zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und den Drei Mächten vom 26. Mai 1952 (des soge-
nannten Deutschlandvertrags; Bundesgesetzblatt 1955 II S. 303) endete das Be-
satzungsregime am 5. Mai 1955. Für den weiteren, dauerhaften Aufenthalt der 
ausländischen Stationierungsstreitkräfte in Deutschland wurde am 23. Oktober 
1954 mit dem Vertrag über den Aufenthalt ausländischer Streitkräfte in der 
Bundesrepublik Deutschland (Bundesgesetzblatt 1955 II S. 253) zwischen 
Deutschland und acht Vertragspartnern (Belgien, Dänemark, Frankreich, Kana-
da, Luxemburg, Niederlande, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und 
Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika) eine vertragliche Grundlage ge-
schaffen. Seit der Beendigung des Besatzungsregimes im Jahr 1955 fallen so-
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mit grundsätzlich keine neuen Besatzungskosten im Sinne des Artikels 120 GG 
im Rahmen der Finanzverantwortung des Bundes an.
In Berlin galt allerdings der Viermächte Status fort und die Alliierte Komman-
dantur übte nach ihrem Verständnis weiter Besatzungsfunktionen aus. Die da-
mit verbundenen Aufwendungen wurden von den drei westlichen Alliierten in-
soweit auch ausdrücklich als Besatzungskosten geltend gemacht. Vor diesem 
Hintergrund bestimmte § 1 Absatz 1 des Gesetzes über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952, dass für die finanziellen Beziehungen des Bundes zum Land Berlin das-
selbe Recht gilt, das nach dem Grundgesetz und den Bundesgesetzen für die 
finanziellen Beziehungen des Bundes zu den übrigen Ländern gilt, mithin auch 
Artikel 120 des Grundgesetzes, obwohl das Grundgesetz in Berlin nicht un-
mittelbar galt. Welche konkreten Leistungen, Sachgüter und Infrastrukturmaß-
nahmen danach nach dem 5. Mai 1955 als Besatzungskosten in Berlin veraus-
gabt wurden, ist mit zumutbarem Aufwand nicht ermittelbar. Die erfragten In-
formationen sind nicht automatisiert abrufbar, sondern müssten händisch in 
umfassenden (Papier-)Aktenrecherchen in einer Vielzahl von Verwaltungsvor-
gängen ermittelt werden. Dies würden die Ressourcen in den entsprechenden 
Arbeitseinheiten für einen nicht absehbaren Zeitraum vollständig beanspruchen 
und somit die Erledigung der Fachaufgaben gefährden.
Ungeachtet dessen sei bespielhaft aber auf die Ausgaben für das Alliierte Ge-
fängnis in Spandau hingewiesen, die von den drei westlichen Alliierten als Be-
satzungskosten geltend gemacht wurden und als solche von der Bundesrepublik 
Deutschland gemäß § 1 Absatz 1 des Dritten Überleitungsgesetzes in Verbin-
dung mit Artikel 120 Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes übernommen wurden 
(vgl. BVerfGE 55, 349, 351).
Mit dem Sechsten Überleitungsgesetz vom 3. Oktober 1990 und dem Wegfall 
der alliierten Vorbehaltsrechte endete auch diese letzte Form der Besatzungs-
kosten.

 4. Welche Bundesgesetze regeln aktuell Leistungen, die unmittelbar auf Ar-
tikel 120 GG gestützt werden, und welche Haushaltsvolumina entfallen 
auf diese Regelungen in den Bundeshaushalten 2025 und 2026, und wo 
sind diese Mittel veranschlagt?

Im Bereich der Kriegsfolgenregelungen gibt es aktuell kein Bundesgesetz, das 
entsprechende Leistungen unmittelbar auf Artikel 120 GG stützt.
Dies gilt auch für die Erstattung der Kosten für die Beseitigung ehemals reichs-
eigener Kampfmittel auf nicht bundeseigenen Liegenschaften. Diese erfolgt 
nicht auf der Grundlage eines eigenen Bundesgesetzes oder unmittelbar gemäß 
Artikel 120 Absatz 1 GG, sondern auf der seit den 1950er-Jahren bestehenden 
Staatspraxis zur Verteilung der hierdurch entstehenden Kosten zwischen dem 
Bund und den Ländern. Seit 1965 wurde diese Staatspraxis fortlaufend verfas-
sungsrechtlich legitimiert und ist in der föderalen Lastenverteilung des Arti-
kels 120 GG fest verankert.
Für die Ausgestaltung der Staatspraxis sind insbesondere die in § 19 Absatz 2 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes (AKG) niedergelegten Grundsätze maß-
geblich. Danach kommt eine Kostenerstattung des Bundes an die Länder für 
die Beseitigung ehemals reichseigener Kampfmittel auf nicht bundeseigenen 
Liegenschaften nur dann in Betracht, soweit von diesen eine unmittelbare Ge-
fahr für Leben oder Gesundheit von Menschen ausgeht. Insoweit begründet 
§ 19 Absatz 2 AKG keinen eigenständigen Anspruch auf Erstattungsleistungen, 
sondern legt die für die Staatspraxis maßgeblichen Grundsätze fest.
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Die für die Erstattungsleistungen des Bundes an die Länder für die Beseitigung 
ehemals reichseigener Kampfmittel erforderlichen Haushaltsmittel sind im Ein-
zelplan 08, Kapitel 0801, Titel 632 21 (Zweckbestimmung „Erstattungen an die 
Länder und sonstige Stellen für die Beseitigung ehemals reichseigener Kampf-
mittel auf nicht bundeseigenen Liegenschaften“) veranschlagt. Die Ist-Aus-
gaben des Haushaltsjahres 2025 beliefen sich auf 46 164 000 Euro. Für das 
Haushaltsjahr 2026 sind Ausgaben von 50 182 000 Euro eingeplant.

 5. Sind der Bundesregierung Rechtsstreitigkeiten oder anhängige Verfahren 
bekannt, in denen sich Parteien auf Artikel 120 GG berufen?

Der Bundesregierung sind keine laufenden Rechtsstreitigkeiten oder anhängige 
Verfahren bekannt, in denen sich Parteien auf Artikel 120 GG berufen.

 6. Wie hoch waren die Aufwendungen des Bundes für die Stationierung 
ausländischer Streitkräfte in Deutschland in den Jahren 2015 bis 2025 
(bitte nach Jahren, Einzelplan, Kapitel, Titel, Entsendenationen sowie 
nach Kostenkategorien wie Verteidigungskosten, Baumaßnahmen, Lie-
genschaftsüberlassung und sonstigen Leistungen aufschlüsseln)?

a) Kosten für die Durchführung von Baumaßnahmen:
In der anliegenden Auflistung (Anlage 1*) finden sich die geforderten Auf-
wendungen des Bundes für die Stationierung ausländischer Streitkräfte in 
Deutschland in den Jahren 2017 bis 2024 unter Berücksichtigung der Kos-
tenerstattungen abzüglich der Rückerstattungen für alle Gaststreitkräfte für 
den verfügbaren Zeitraum. Im Bundeshaushalt sind diese Mittel im Titel 
632 03 aufgeführt. Wegen fehlender Zugriffsmöglichkeit ist eine Aufschlüs-
selung der Zahlen für die Jahre 2015 und 2016 nicht möglich. Ebenso liegen 
noch keine vollständigen Daten für das Jahr 2025 vor.

b) Verteidigungsfolgekosten:
Die Ausgaben bei den Verteidigungsfolgekosten sind im Kapitel 0802 aus-
gewiesen. Die Ausgaben für die Jahre 2015 bis 2025 aufgeteilt nach Gast-
streitkräften können der beigefügten Aufstellung entnommen werden (An-
lage 2*).

 7. Wie verteilt sich die finanzielle Last für das zivile Gefolge sowie für 
deutsche Zivilbeschäftigte bei den ausländischen Streitkräften (z. B. für 
Rentenversicherungsbeiträge, Abfindungen nach dem Tarifvertrag 
(TV) AL II oder Ausgleichszahlungen) prozentual zwischen der Bundes-
republik Deutschland und den jeweiligen Entsendestaaten, und in wel-
cher Gesamthöhe hat der Bund in den Jahren 2015 bis 2025 Kosten über-
nommen, die nicht von den Entsendestaaten erstattet wurden?

Für Löhne und Gehälter sowie Nebenkosten des zivilen Gefolges und der zivi-
len Arbeitskräfte kommen die ausländischen Streitkräfte als Arbeitgeber selbst 
auf, nämliches gilt auch für Abfindungszahlungen. Diese Ausgaben sind somit 
nicht im Kapitel 0802 veranschlagt. Zu den Ausgaben im Kapitel 0802 zählen 
hingegen Unterstützungsleistungen für ehemalige zivile Arbeitskräfte der aus-
ländischen Streitkräfte gemäß dem „Tarifvertrag zur sozialen Sicherung der 
Arbeitnehmer bei den Stationierungsstreitkräften (TV Soziale Sicherung)“, die 
infolge des Truppenabbaus freigesetzt worden sind.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 21/8857 auf der Internetseite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Bei den Überbrückungsbeihilfen handelt es sich um Aufstockungsleistungen zu 
einem Arbeitsentgelt aus anderweitiger Beschäftigung bzw. zu Leistungen der 
Bundesagentur für Arbeit (ALG-I oder Grundsicherung). Höhe und Dauer sind 
im Wesentlichen abhängig von den Beschäftigungsjahren, dem Lebensalter und 
der jeweiligen Anknüpfleistung.
Die Bundesregierung hat sich im Jahre 1971 zur Übernahme dieser „Leistungen 
für ehemalige Arbeitskräfte der Streitkräfte der Entsendestaaten“ (Titel 42902 
des Kapitels 0802) verpflichtet. Die Gesamtausgaben dafür belaufen sich für 
die Jahre 2015 bis 2025 auf 191 334 698 Euro.

 8. Welche Kosten entstanden dem Bund im Zeitraum von 2015 bis 2025 
jährlich für die Beseitigung von Umweltschäden und ökologischen Alt-
lasten (insbesondere PFAS (Per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen)-
Kontaminationen und Kerosinverunreinigungen) auf oder im Umfeld von 
Liegenschaften, die ausländischen Streitkräften überlassen wurden, und 
in welcher Höhe wurden diese Kosten von den jeweiligen Entsendestaa-
ten erstattet (bitte nach Standorten und Entsendenationen aufschlüsseln)?

Nach den völkerrechtlichen Vereinbarungen tragen die Gaststreitkräfte auf den 
Grundstücken, die ihnen zur ausschließlichen Nutzung überlassen sind, die Ver-
antwortung für die von ihnen verursachten Umweltverschmutzungen nach 
Maßgabe des deutschen Rechts.
Sofern auf diesen Liegenschaften im Zusammenhang mit Umweltschäden und 
ökologischen Altlasten Untersuchungen oder Sanierungen durchgeführt wer-
den, werden die Kosten daher von den Streitkräften selbst und unmittelbar ge-
tragen.

 9. Auf welcher verfassungsrechtlichen Grundlage (insbesondere Arti-
kel 87a GG, Artikel 104a GG oder Artikel 120 GG) werden die Aus-
gaben im Zusammenhang mit der Stationierung ausländischer NATO-
Truppen heute haushaltsmäßig veranschlagt, und hat sich diese Einord-
nung seit 1955 verändert?

16. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung gegebenenfalls zur Ver-
einbarkeit der Regelungen des Zusatzabkommens zum NATO-Truppen- 
statut mit dem Grundgesetz und geltenden demokratischen Kontrollme-
chanismen vor?

Die Fragen 9 und 16 werden gemeinsam beantwortet.
Die verfassungsrechtliche Grundlage für die Stationierung ausländischer Trup-
pen nach dem NATO-Truppenstatut ist Artikel 24 Absatz 2 GG i. V. m. Arti-
kel 59 Absatz 2 Satz 1 GG. Bei den Aufwendungen für die Stationierung aus-
ländischer NATO-Truppen handelt sich um Verteidigungslasten, die der Bund 
nach Artikel 87a GG i. V. m. Artikel 104a GG zu tragen hat. Die Ausgaben 
werden seit 2014 haushaltsmäßig in Kapitel 0802 veranschlagt (2006 bis 2013 
im Kapitel 0814, 1995 bis 2005 im Kapitel 6009, davor im Kapitel 3511). Im 
Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen.
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10. Welche Liegenschaften und Flächen werden den in Deutschland statio-
nierten ausländischen Streitkräften ab 2015 bis 2026 unentgeltlich oder 
verbilligt zur Verfügung gestellt, und wie hoch wäre das marktübliche 
Entgelt dieser Nutzungsüberlassung pro Jahr?

In den Jahren ab 2015 bis 2025 waren den ausländischen Streitkräften die in 
der beigefügten Übersicht kategorisiert erfassten Liegenschaften überlassen 
(Anlage 3*). Nach den völkerrechtlichen Vereinbarungen besteht die Verpflich-
tung, die Liegenschaften des Bundes und der Länder den ausländischen Streit-
kräften unentgeltlich zu überlassen. Der Bundesregierung liegen in der Folge 
auch keine Angaben zu möglichen marktüblichen Entgelten vor.

11. In welcher Höhe gewährt die Bundesrepublik Deutschland ausländischen 
Streitkräften und ihren Angehörigen auf Grundlage des NATO-Truppen- 
statuts und seines Zusatzabkommens Steuervergünstigungen, und sofern 
die Bundesregierung die exakte Summe als nicht bezifferbar einstuft, 
welche internen Schätzmodelle oder Plausibilitätsprüfungen existieren, 
um den fiskalischen Verzicht für die Steuerzahler dennoch grob zu quan-
tifizieren?

Für bestimmte Steuerarten sind die gewünschten Informationen aus öffent-
lichen Quellen erhältlich. Steuerbefreiungen oder Steuerentlastungen für aus-
ländische Streitkräfte und Hauptquartiere im Verbrauchsteuerbereich beruhen 
auf völkerrechtlichen Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland. Diese 
sind national in § 58 des Energiesteuergesetzes und § 9d des Stromsteuergeset-
zes, in § 8 des Schaumwein- und Zwischenerzeugnis-, Bier-, Alkohol- und Kaf-
feesteuergesetzes sowie in § 9 des Tabaksteuergesetzes und in § 3 Absatz 1 des 
Alkopopsteuergesetzes i. V. m. § 8 des Alkoholsteuergesetzes geregelt.
Zur Höhe der jeweiligen Steuerbefreiungen wird auf die jeweilige öffentlich 
zugängliche Steuerstatistik des Statistischen Bundesamtes verwiesen.
Der Bundesregierung liegen im Übrigen im Sinne der Fragestellung keine Da-
ten oder Schätzungen zu den steuerlichen Auswirkungen der Anwendung des 
Artikels X NATO-Truppenstatut (für Angehörige i. V. m. Artikel 68 Absatz 4 
des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut) auf die ausländischen Streit-
kräfte und deren Angehörige vor.

12. Verfügt die Bundesregierung über eine konsolidierte Gesamtrechnung 
der jährlichen Kostenbelastung des Bundes und der Länder durch die 
Stationierung ausländischer Streitkräfte (einschließlich Liegenschaften, 
Infrastruktur, Steuerverzichte, Umweltaltlasten, Kosten für ziviles Perso-
nal und Pensionen sowie Verwaltungsaufwand) im Zeitraum von 2023 
bis 2026, wenn nein, warum nicht (wenn ja, bitte beifügen)?

Die Bundesregierung verfügt mangels Bedarfs über keine konsolidierte Ge-
samtrechnung der jährlichen Kostenbelastung des Bundes und der Länder zu 
den nachgefragten jährlichen Kostenbelastungen. Im Übrigen liegen Verfügbar-
keiten der Länder nicht im Verantwortungsbereich der Bundesregierung.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 21/8857 auf der Internetseite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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13. Wie bewertet die Bundesregierung die fortbestehende Anwendbarkeit 
des Begriffs „Besatzungskosten“ in Artikel 120 Absatz 1 Satz 1 GG, und 
sieht sie vor diesem Hintergrund einen Bedarf zur redaktionellen Anpas-
sung dieser Passage?

14. Hält die Bundesregierung Artikel 120 GG in seiner Gesamtheit für wei-
terhin notwendig, oder ist sie der Auffassung, dass die durch ihn geregel-
ten Sachverhalte vollständig durch einfaches Bundesrecht abgedeckt 
sind?

Die Fragen 13 und 14 werden gemeinsam beantwortet.
Das parlamentarische Frage- und Informationsrecht vermittelt keinen Anspruch 
auf die Abgabe von Bewertungen abstrakter Rechtsfragen, wie sie die Fra-
gen 13 und 14 darstellen, durch die Bundesregierung.
Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen.

15. Hat sich die Bundesregierung eine eigene Auffassung erarbeitet zur his-
torischen Dimension des Begriffs „Besatzungskosten“ im Kontext der 
heutigen Rechtsordnung nach dem Ende des Besatzungsregimes 1955 
und dem Zwei-plus-Vier-Vertrag von 1990, und wenn ja, wie lautet diese 
Auffassung?

Auf die Antworten zu den Fragen 3, 13 und 14 wird verwiesen.

17. Plant die Bundesregierung eine Anpassung oder Neuverhandlung der Be-
stimmungen des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut, um diese 
den veränderten geopolitischen Verhältnissen seit 1990 anzupassen?

Die Bundesregierung plant derzeit keine Anpassung oder Neuverhandlung der 
Bestimmungen des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut.

18. Sieht die Bundesregierung im Jahr 2026 eine Notwendigkeit für freiwilli-
ge Aufwendungen, die über die vertraglichen Basisverpflichtungen ge-
genüber stationierten NATO-Streitkräften hinausgehen, und welche 
sicherheitspolitischen Erwägungen begründen dies gegebenenfalls?

Die Bundesregierung sieht derzeit keinen Anlass für freiwillige Aufwendun-
gen. Die Präsenz der alliierten Streitkräfte leistet einen wesentlichen Beitrag 
zur Sicherheit im euro-atlantischen Raum und damit auch zur Sicherheit 
Deutschlands. Deutschland steht zu seiner Rolle als verlässlicher Gastgeber-
staat. Der bestehende stationierungsrechtliche Rahmen wird als angemessen an-
gesehen, um die mit der Stationierung verbundenen Rechte und Lasten zu 
regeln.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 7 – Drucksache 21/8857



Anlage 1

Bundesland 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 Summe
Baden-Württemberg 14.255.228,79 € 14.560.699,77 € 13.441.348,32 € 12.605.395,66 € 13.227.030,14 € 11.411.379,72 € 10.326.234,67 € 14.981.314,86 € 104.808.631,93 €
Bayern 16.796.290,78 € 15.664.561,28 € 16.348.770,79 € 17.658.136,53 € 17.780.308,96 € 21.996.384,57 € 21.114.663,31 € 22.357.227,05 € 149.716.343,27 €
Hessen 12.615.304,71 € 16.059.378,75 € 12.974.349,60 € 14.275.801,02 € 14.547.890,99 € 12.801.562,64 € 13.099.867,12 € 11.306.551,66 € 107.680.706,50 €
Niedersachsen 84.286,28 € 6.876,38 € 15.272,99 € 33.612,72 € 51.750,46 € 89.492,63 € 99.009,55 € 159.728,91 € 540.029,93 €
Nordrhein-Westfalen 3.629.796,56 € 3.067.011,81 € 3.980.743,68 € 4.894.830,99 € 5.240.639,79 € 5.726.550,35 € 4.561.011,33 € 4.253.829,59 € 35.354.414,11 €
Rheinland-Pfalz 48.144.024,29 € 42.227.783,50 € 41.658.765,92 € 44.055.781,76 € 63.074.505,03 € 66.087.580,93 € 73.560.819,46 € 59.344.710,99 € 438.153.971,88 €
Schleswig-Holstein 285,63 € 119,65 € 1.074,02 € 0,00 € 126,85 € 89,93 € 0,00 € 0,00 € 1.696,08 €
Gesamtergebnis 95.525.217,04 € 91.586.431,16 € 88.420.325,32 € 93.523.558,68 € 113.922.252,22 € 118.113.040,77 € 122.761.605,44 € 112.403.363,06 € 836.255.793,69 €

Entsendenation 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 Summe
USA 30.046.328,36 € 24.073.824,46 € 23.497.575,33 € 36.286.962,73 € 48.290.303,07 € 69.692.152,97 € 49.346.548,76 € 41.869.765,99 € 323.103.461,68 €
Großbritannien 376.856,32 € 613.095,17 € 260.549,73 € 399.596,54 € 339.370,19 € 440.171,34 € 456.412,25 € 246.354,70 € 3.132.406,24 €
Frankreich 23.508,20 € 0,00 € 162.351,72 € 0,00 € 142.621,15 € 0,00 € 0,00 € 89.555,07 € 418.036,15 €
Niederlande 658,18 € 0,00 € 0,00 € 25.155,56 € 12.310,23 € 19.948,95 € 5.928,48 € 20.553,75 € 84.555,15 €
Gesamtergebnis 30.447.351,06 € 24.686.919,63 € 23.920.476,78 € 36.711.714,83 € 48.784.604,64 € 70.152.273,26 € 49.808.889,49 € 42.226.229,51 € 326.738.459,21 €

2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 Summe
Gesamtergebnis 65.077.865,97 € 66.899.511,53 € 64.499.848,54 € 56.811.843,85 € 65.137.647,58 € 47.960.767,51 € 72.952.715,96 € 70.177.133,55 € 509.517.334,48 €

Inflationsbereinigte Kosten für die Kostenerstattungen des Bundes an die in Deutschland stationierten ausländischen Streitkräfte

Einnahmen aus den Rückerstattungen im Bundesbau

Inflationsbereinigte Kosten des Bundes abzüglich der Rückerstattungen



                                         Titel

Gaststreitkräfte
429 02 517 01 518 01 519 01 526 01 532 06 632 01 698 02 698 04 711 01 712 03 821 01 883 01 883 02 883 04 896 01

amerikanische Streitkräfte:
Hj. 2015 17.750.947 3.941.876 752.287 469.657 91.495 628.449 492.371 7.491.804 158.933 918.261 539.222 9.359 126.046 10.703.971 

Hj. 2016 17.688.948 3.710.495 669.283 455.999 217.710 723.520 879.605 6.088.551 162.548 811.125 103.454 5.255.590 

Hj. 2017 18.373.630 4.378.844 668.853 459.813 260.116 846.550 648.793 7.261.169 150.297 -575.539 106.998 -16.740 3.229.782 

Hj. 2018 15.144.586 5.374.730 659.604 504.049 77.906 383.542 474.928 6.428.859 113.392 13.117 122.958 2.932.363 

Hj. 2019 12.893.813 4.276.293 2.546.040 339.792 35.871 360.071 293.541 7.426.181 111.370 155.658 17.570 981.231 

Hj. 2020 10.308.465 4.026.674 640.436 435.620 28.565 211.182 338.788 11.021.189 78.876 345.120 17.175 130.437 

Hj. 2021 8.132.513 4.242.711 732.643 546.796 10.495 330.107 390.896 6.160.870 94.821 -4.477.535 73.216 22.975 638.502 

Hj. 2022 6.291.745 4.162.182 714.957 605.266 33.735 731.848 254.432 4.900.320 67.044 117.293 30.553 3.406.863 

Hj. 2023 4.765.781 4.160.323 646.330 566.465 58.266 440.366 197.202 4.469.908 57.558 225.211 7.374 112.244 

Hj. 2024 3.223.943 4.474.972 663.790 548.232 1.850 538.471 187.648 5.527.734 60.931 127.152 437.382 120.000 

Hj. 2025 2.094.081 4.131.850 599.660 246.084 4.781 309.688 210.664 2.064.035 69.306 14.358 170.922 56.001 

britische Streitkräfte:
Hj. 2015 5.634.624 10.525 1.409.444 50.397 453.328 1.273.015 253.550 

Hj. 2016 8.818.813 1.909 909.472 61.405 727.249 1.053.552 208.342 19.423 

Hj. 2017 9.140.156 7.813 913.980 76.635 707.537 959.178 184.510 12.293 16.850.000 

Hj. 2018 7.994.904 3.155 906.551 83.377 1.662 661.834 997.918 160.072 

Hj. 2019 6.783.229 2.758 678.701 77.610 558.626 762.284 171.929 7.737 

Hj. 2020 8.609.671 1.890 31.881 189.224 644.408 1.057.764 152.351  8.317.250 

Hj. 2021 7.677.451 1.911 5.516 52.424 687.908 600.250 103.988 

Hj. 2022 6.094.345 2.171 5.716 257.113 865 241.154 1.480.922 77.287 

Hj. 2023 5.062.746 2.188 5.716 9.962 9.454 193.258 912.053 76.320 

Hj. 2024 3.839.475 2.177 5.716 35.739 11.226 199.376 824.121 79.439 

Hj. 2025 2.617.206 4.342 5.716 341.383 22.555 252.797 244.367 66.148 3.975.000 

französische Streitkräfte
Hj. 2015 316.716 55 54.708 451.551 206.812 

Hj. 2016 359.194 119 55  97.734 1.492.943 268.463 

Hj. 2017 344.647 3.115 251.409 183.755 

Hj. 2018 315.710 52.770 433.631 180.505 

Hj. 2019 253.787 32.616 383.475 118.347 

Hj. 2020 206.174 37.643 445.419 98.699 

Hj. 2021 126.242 573.475 85.842 

Hj. 2022 74.028 26.785 4.989 404.974 146.429 

Hj. 2023 81.108 49.545 3.944 586.767 65.987 

Hj. 2024 75.098 707 74.606 3.909 484.340 80.803 

Hj. 2025 47.358 81.768 4.681 208.757 62.379 

niederländische Streitkräfte
Hj. 2015 298.990 

Hj. 2016 230.776 

Hj. 2017 222.566 223 

Hj. 2018 296.315 

Hj. 2019 448.641 

Hj. 2020 567.112 

Hj. 2021 221.185 

Hj. 2022 482.833 

Hj. 2023 559.716 

Hj. 2024 222.547 

Hj. 2025 320.414 

Anlage 2 - Ausgaben für die ausländischen Streitkräfte bei den im Bundeshaushalt bei Kapitel 0802 verbuchten
Verteidigungsfolgekosten (in €) aufgeschlüsselt nach Gaststreitkräften soweit im Rahmen des internen Kassenwesens des Bundes eine getrennte Erfassung erfolgt



belgische Streitkräfte
Hj. 2015 22.891 8.479 173.196 47.576 

Hj. 2016 21.302 6.004 427.500 41.714 

Hj. 2017 1.233 7.389 139.831 41.436 

Hj. 2018 8.696 133.967 51.658 

Hj. 2019 8.363 171.718 31.923 

Hj. 2020 5.127 149.319 26.809 

Hj. 2021 5.726 291.922 28.897 

Hj. 2022 3.887 91.596 26.938 

Hj. 2023 3.872 106.761 38.558 

Hj. 2024 2.616 133.789 30.939 

Hj. 2025 292 170 -37.673 29.275 

kanadische Streitkräfte
Hj. 2015 1.262.259 

Hj. 2016 700.958 

Hj. 2017 498.190 

Hj. 2018 163.133 

Hj. 2019 137.817 

Hj. 2020 177.382 

Hj. 2021 133.552 

Hj. 2022 186.499 

Hj. 2023 247.888 

Hj. 2024 217.706 

Hj. 2025 -2.622 

sonstige Streitkräfte
Hj. 2015 -1.200 17.011 

Hj. 2016 18.875 23.375 

Hj. 2017 16.109 26.975 

Hj. 2018 16.549 52.650 

Hj. 2019 14.484 10.736 

Hj. 2020 11.881 21.372 

Hj. 2021 16.971 12.981 

Hj. 2022 26.166 35.972 

Hj. 2023 29.617 17.326 

Hj. 2024 -404 15.158 

Hj. 2025 -1.200 -17.872 



Anlage 3

Jahr
Anzahl der Truppen-

/Standortübungsplätze, 
Flugplätze, Schießstände

Größe in ha (gerundet)*

2015 26 53.463

2016 25 53.314

2017 22 52.701

2018 22 52.698

2019 22 52.698

2020 22 52.741

2021 22 52.741

2022 22 52.742

2023 22 52.742

2024 22 52.742

2025 22 52.742

Jahr Anzahl der Kasernen Größe in ha (gerundet)*

2015 33 1.686

2016 33 1.679

2017 35 2.038

2018 35 2.038

2019 33 1.935

2020 32 1.922

2021 32 1.938

Übersicht zur Frage  10:

Liegenschaften, die den ausländischen Streitkräften seit 2015 bis 2025
zur ausschließlichen militärischen Nutzung überlassen sind



2022 32 1.951

2023 32 1.951

2024 32 1.951

2025 32 1.952

Jahr Anzahl der Depots und 
Nachrichtenanlagen Größe in ha (gerundet)*

2015 30 3.322

2016 29 3.288

2017 31 3.509

2018 33 3.512

2019 34 3.522

2020 34 3.483

2021 36 3.463

2022 35 3.460

2023 34 3.471

2024 35 3.466

2025 35 3.467

Jahr

Anzahl der bundeseigenen/ 
angemieteten Wohnungen 
(in Klammern die Zahl der 

Liegenschaften)

Größe in ha (gerundet; nicht 
für angemietete 
Wohnungen)*

2015 19.958 (797) 1.175

2016 18.429 (726) 1.065

2017 17.140 (692) 994

2018 16.783 (677) 995

2019 15.214 (615) 987



2020 15.037 (598) 949

2021 15.055 (610) 936

2022 14.886 (609) 926

2023 13.670 (630) 944

2024 13.831 (650) 948

2025 13.652 (643) 962

Jahr

Sonstige selbständige 
Liegenschaften mit zivilen 

Bauten (z.B. Schulen, 
Krankenhäuser, 

Sportanlagen)  sowie 
angemietete sonst. 
Liegenschaften *

Größe in ha (gerundet; bei 
Anmietungen von 

Gewerbeobjekten z.B. 
Büroräumen muss es nicht 

immer Flächen geben.)*

2015 152 665

2016 140 649

2017 122 605

2018 124 599

2019 120 592

2020 121 592

2021 124 590

2022 121 589

2023 122 602

2024 121 594

2025 123 673

*  Abweichungen oder Änderungen bei den Flächen ergeben sich beispielsweise durch 
Beschaffungen, Änderungen der Flächenzuordnungen innerhalb von Großliegenschaften z.B. 
nach Wohnbebauung, Vermessungen, Flächentausche zur Realisierung von Bauprojekten.
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